
Bau- und Umweltausschuss Baunach B-BA/09/2021 
 

 
Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses 

Baunach am 12.10.2021 
 

 

Tagesordnung 

 

Öffentlicher Teil 
 
 1.  Bauanträge und Bauvoranfragen 
  
 1.1.  Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/44) zum Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Doppelgarage 

auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 1400/5 der Gemarkung Baunach, Georg-Jäger-Straße 25 
  
 1.2.  Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/45) zur Errichtung einer Terrassenüberdachung auf dem 

Grundstück mit der Fl.Nr. 2108/53 der Gemarkung Baunach, An der Kleewiese 6 
  
 1.3.  Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/46) Abbruch Wohnhaus und Neubau EFH mit Nutzungsänderung 

Scheune auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 301 der Gemarkung Baunach, Klostergasse10 
  
 1.4.  Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/47) zur Errichtung eines überdachten Holzunterstandes auf dem 

Grundstück mit der Fl.Nr. 2272 der Gemarkung Baunach, Bahnhofstraße 28 
  
 2.  Bekanntgabe von Bauanträgen, die im Genehmigungsfreistellungsverfahren behandelt wurden 
  
 3.  Behandlung von Tagesordnungspunkten, die vom Stadtrat verwiesen wurden 
  
 4.  Sonstiges - Anfragen gemäß § 32 GeschO 
  
 4.1.  Straßenreinigung - Kehrmaschine 
  
 4.2.  Zustand Grundstücke Industriegebiet und Alois-Schenk-Straße 
  
 
 
Um 18:00 Uhr eröffnete Erster Bürgermeister Tobias Roppelt die Sitzung des des Bau- und Umweltausschusses 
Baunach. 
 

Öffentlicher Teil 
 

 1. Bauanträge und Bauvoranfragen 

  

 

 1.1. Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/44) zum Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Doppelgarage auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 1400/5 der Gemarkung Baunach, Georg-Jäger-
Straße 25 

  

Die Ausschussmitglieder erhielten folgenden Sachverhalt mit Sitzungsladung. 
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Die Antragsteller beabsichtigen den Neubau eines EFH mit Doppelgarage auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 
1400/5 der Gemarkung Baunach. Das Vorhabengrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Langmeh II - 1. Änderung“, und ist darin als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. 
 

 
 
Gemäß § 30 Abs. 1 BauGB ist das Vorhaben allgemein zulässig, wenn es den Festsetzungen des geltenden 
Bebauungsplanes nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. Die Erschließung ist gesichert durch die 
Lage des Grundstückes in angemessener Breite an eine öffentliche befahrbare Verkehrsfläche, hier die 
Gemeindestraße „Georg-Jäger-Straße“. Entsprechende Leitungen zur Wasserversorgung (Zentralversorgung) 
sowie zur Abwasserentsorgung durch die Kanalisation im Trennsystem sind ebenfalls in der Gemeindestraße 
vorhanden. Die Erschließung hat an die bestehenden Leitungen zu erfolgen und kann somit gesichert werden. 
 
Da den Festsetzungen des Bebauungsplanes widersprochen werden soll, wurden folgende Befreiungen 
beantragt: 
 
Vollgeschosse 
Der Antragsteller plant mit 2 Vollgeschossen, diese Befreiung wurde bereits erteilt. 
 
Geländeveränderung 
Der Antragsteller plant mit Gelländerveränderungen > 50 cm, diese Befreiung wurde schon mehrfach erteilt.  
 
Dacheindeckung 
Der Antragsteller plant mit einer anthraziten Dacheindeckung, diese Befreiung wurde ebenfalls erteilt. 
 
Nichteinhaltung der Abstandsflächen 
Der BPlan legt fest, dass alle Abstandflächen eingehalten werden müssen. Bei der Garage ist auf Grund des 
Gefälles die mittlere Wandhöhe von 3 Metern nicht einzuhalten. 
 
abweichenden Ausführung Grenzgarage 
Im BPlan wird folgendes geregelt. 

 
Auf dem Nachbargrundstück mit der Fl.Nr. 1400/4 steht eine Grenzgarage mit einem Pultdach mit 9°, der 
Antragsteller plant mit einem Flachdach. Diese Befreiung wurde noch nicht im Geltungsbereich des BPlanes 
erteilt. 
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Es handelt sich hier um ein Pultdach und ein Flachdach, hier sieht die Verwaltung keine Bedenken bei der 
Erteilung der Befreiung. Würde es sich beispielsweise um ein Satteldach und Flachdach handeln empfiehlt die 
Verwaltung an der Festsetzung festzuhalten (andere Voraussetzung). 
 
Die erforderlichen Stellplätze, welche sich aus der Stellplatzsatzung ergeben, werden auf dem 
Vorhabengrundstück nachgewiesen. Aktuell werden 2 Stellplätze nachgewiesen. Der Antragsteller wurde 
aufgefordert einen Nachweis zu erbringen in dem der 3 Stellplatz ersichtlich wird. Erst dann erfolgt eine 
Weiterleitung an das LRA. 
 
Neben den isolierten Befreiungen, ist auch eine isolierte Abweichung bezüglich der Abstandsflächen (mittlere 
Wandhöhe der Garage) erforderlich. Die Erteilung von Abweichungen obliegt dem Landratsamt Bamberg als 
untere Bauaufsichtsbehörde. Die Stadt Baunach erteilt hierzu lediglich ihr Einvernehmen, sofern keine Bedenken 
bestehen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung stehen dem Vorhaben keine bauplanungsrechtlichen Bedenken entgegen. 
 
 
 
Beschluss: 6 : 0 
Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Baunach stimmt den Bauantrag zum Neubau eines 
Einfamilienwohnhauses mit Doppelgarage auf dem Grundstück der Gemarkung Baunach, Fl.Nr. 1400/5, 
96148 Baunach, Georg-Jäger-Straße 25 zu. 
 
Die beantragten Befreiungen 

- zur Abweichung der Vollgeschosse 
- zur Veränderung der natürlichen Geländeform 
- zur Abweichung der Dacheindeckung 
- zur abweichenden Ausführung der Grenzgarage 
- zur Nichteinhaltung der Abstandsflächen 

werden erteilt. 
 
Gegen die beantragte Abweichung von den Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO bestehen keine 
Bedenken. 
 
 

 1.2. Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/45) zur Errichtung einer Terrassenüberdachung auf dem 
Grundstück mit der Fl.Nr. 2108/53 der Gemarkung Baunach, An der Kleewiese 6 

  

Die Ausschussmitglieder erhielten folgenden Sachverhalt mit Sitzungsladung. 
 
Die Antragsteller beabsichtigen die Errichtung einer Terrassenüberdachung auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 
2108/53 der Gemarkung Baunach. Das Vorhabengrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Kleewiese - 1. Änderung“, und ist darin als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. 
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Grundsätzlich sind Terrassenüberdachungen mit einer Fläche von 30 m² und einer Tiefe bis zu 3 m (gem. Art. 57 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe g) BayBO) verfahrensfrei, die geplante Überdachung hat die Maße 3,70 m x 4,80 m.  
Allerdings sind aber auch bei verfahrensfreien Vorhaben alle öffentlich-rechtlichen Vorschriften einzuhalten (vgl. 
Art. 55 Abs. 2 BayBO). 
 
Da den Festsetzungen des Bebauungsplanes widersprochen werden soll, wurden folgende Befreiungen 
beantragt: 
 
Baugrenze 
Die Terrassenüberdachung ist teilweise außerhalb der Baugrenze 
 
Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung 
Hier handelt es sich um einen alten BPlan in dem alle Gebäude folgende Festsetzungen einhalten müssen. 

- Satteldach, DN 45° +- 3°, rote Dachziegel 
Die Überdachung ist mit einem Pultdach von 9° und einem Glasdach geplant. Da es sich hierbei um eine 
Terrassenüberdachung handelt sollte den Befreiungen entsprochen werden. 
 
Neben den isolierten Befreiungen, ist auch eine isolierte Abweichung bezüglich der Abstandsflächen erforderlich. 
Die Erteilung von Abweichungen obliegt dem Landratsamt Bamberg als untere Bauaufsichtsbehörde. Die Stadt 
Baunacherteilt hierzu lediglich ihr Einvernehmen, sofern keine Bedenken bestehen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung stehen dem Vorhaben keine bauplanungsrechtlichen Bedenken entgegen. 
 
Beschluss: 6 : 0 
 
Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Baunach stimmt der isolierten Befreiung zur Errichtung einer 
Terrassenüberdachung auf dem Grundstück der Gemarkung Baunach, Fl.Nr. 2108/53, 96148 Baunach, An 
der Kleewiese 6 zu. 
 
Die beantragten Befreiungen 

- zur Überschreitung der Baugrenze 
- zur Abweichung der Dachform 
- zur Abweichung der Dachneigung 
- zur Abweichung der Dacheindeckung 

werden erteilt. 
 
Gegen die beantragte Abweichung von den Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO bestehen keine 
Bedenken. 
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 1.3. Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/46) Abbruch Wohnhaus und Neubau EFH mit 
Nutzungsänderung Scheune auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 301 der Gemarkung Baunach, 
Klostergasse10 

  

Die Ausschussmitglieder erhielten folgenden Sachverhalt mit Sitzungsladung. 
 
Die Antragsteller beabsichtigen den Abbruch Wohnhaus und Neubau Einfamilienwohnhaus mit 
Nutzungsänderung auf dem Grundstück mit der Fl.Nr. 301 der Gemarkung Baunach. Das Vorhabengrundstück 
liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und ist daher dem Innenbereich nach § 34 BauGB 
zuzuordnen. Die Umgebungsbebauung ist in der Art ihrer baulichen Nutzung einem allgemeinen Wohngebiet 
(WA) gleich 
 

 
 
Eine formlose Voranfrage wurde bereits in der Sitzung vom 20.04.2021 behandelt, die Bau- und 
Umweltausschuss stand dem Vorhaben positiv gegenüber. Auf den Sachverhalt aus der Sitzung wird verwiesen. 
Auf Grundlage der Voranfrage reichten die Antragsteller nun einen Bauantrag ein. 
 
Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteilen ein Vorhaben zulässig, wenn  
1. es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung,  
2. der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die nähere Umgebung einfügt und  
3. die Erschließung gesichert ist.  
Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben, das Ortsbild darf nicht 
beeinträchtigt werden. 
 
Das Vorhaben fügt sich nach Art und Maß (GRZ, GFZ im Verhältnis zur Nachbarbebauung) der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. Das Ortsbild wird nicht beeinträchtigt. Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist das Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteilen zulässig. 
 
Die erforderlichen Stellplätze, welche sich aus der Stellplatzsatzung ergeben, werden auf dem 
Vorhabengrundstück nachgewiesen. Aktuell werden es nur 2 Stellplätze nachgewiesen, erforderlich sind 3 
Stellplätze. Ein weiterer Stellplatz wird auf dem Grundstück allerdings realisiert. Der Antragsteller wurde am 
30.09.2021 aufgefordert einen Nachweis hierfür zu erbringen, erst dann erfolgt eine Weiterleitung an das LRA. 
 
Es wird eine Abstandsflächenübernahme sowie weitere Abweichungen der BayBO beantragt. Die Erteilung von 
Abweichungen obliegt dem Landratsamt Bamberg als untere Bauaufsichtsbehörde. Die Stadt Baunach erteilt 
hierzu lediglich ihr Einvernehmen, sofern keine Bedenken bestehen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung stehen dem Vorhaben keine bauplanungsrechtlichen Bedenken entgegen. 
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Beschluss: 6 : 0 
 
Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Baunach stimmt den Bauantrag zum Abbruch Wohnhaus und 
Neubau Einfamilienwohnhaus mit Nutzungsänderung Scheune auf dem Grundstück der Gemarkung 
Baunach, Fl.Nr. 301, 96148 Baunach, Klostergasse 10 zu. 
 
Gegen die beantragte Abweichung der BayBO sowie der Abstandsflächenübernahme bestehen keine 
Bedenken. 
 
 

 1.4. Antrag auf Baugenehmigung (B 2021/47) zur Errichtung eines überdachten Holzunterstandes auf 
dem Grundstück mit der Fl.Nr. 2272 der Gemarkung Baunach, Bahnhofstraße 28 

  

Die Ausschussmitglieder erhielten folgenden Sachverhalt mit Sitzungsladung. 
 
Der Antragsteller beabsichtigt die Errichtung eines überdachten Holzunterstandes auf dem Grundstück mit der 
Fl.Nr. 2272 der Gemarkung Baunach. Das Vorhaben wurde bereits in der Sitzung vom 17.12.2019 behandelt, auf 
diese Vorlage wird verwiesen. Mit dem letzten Schreiben des LRA´s vom 15.02.2021 wurde der Antragsteller 
aufgefordert das Vorhaben umzuplanen. 
 

 
 
In der ersten Planung handelte es sich um 3 separate Holzlager mit einem Lagervolumen von ca. 473 Ster (siehe 
Vorlage vom 17.12.2019), laut Angaben des Antragstellers handelt es sich um private Holzverarbeitung für drei 
Wohnhäuser. Das Landratsamt teilte dem Antragsteller mit, dass die Holzlager reduziert werden müssen. 
 
Auszug Schreiben LRA vom 15.02.2021 – Umplanung Vorhaben 
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Der Antragsteller plant nun einen Holzunterstand (ca. 90 Ster) mit Holzverarbeitungsplatz im östlichen Bereich 
des Grundstücks (siehe Lageplan). Abstandsflächen werden eingehalten. 
 
Die betroffene Fläche, in der das Vorhaben realisiert wird, ist aus Sicht der Verwaltung und des Landratsamtes, 
dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zuzuordnen. Dies ergibt sich daraus, dass das Grundstück in keinem 
Bebauungsplan i.S.d. §30 BauGB liegt und auch aufgrund seiner Lage nicht nach §34 BauGB dem Innenbereich 
zugeordnet werden kann. Im Flächennutzungsplan der Stadt Baunach ist das Grundstück als Mischgebiet 
ausgewiesen, das Bauvorhaben wurde sich demnach in seiner Nutzung einfügen. 
 
Da das Bauvorhaben unter keinen der Privilegierungstatbestände des Außenbereichs nach §35 Abs. 1 BauGB 
fällt, ist es als „sonstiges Vorhaben“ i.S.d. §35 Abs. 2 BauGB zu werten. Dadurch, dass der Außenbereich 
grundsätzlich von jeglicher Bebauung freizuhalten ist, sind sonstige Vorhaben nur dann zulässig, wenn durch 
deren Realisierung keiner der öffentlichen Belange des §35 Abs. 3 BauGB nachteilig berührt wird und die 
Erschließung gesichert ist. Die Zufahrt ist ausreichend gesichert. Ein Anschluss an die Wasserversorgung sowie 
die Abwasserentsorgung soll nicht erfolgen. Die Erschließung kann somit gesichert werden.  
 
Die endgültige Entscheidung, ob öffentliche Belange beeinträchtigt werden, obliegt dem Landratsamt Bamberg 
als untere Bauaufsichtsbehörde. Das Landratsamt Bamberg wird gebeten, den Sachverhalt zu überprüfen und 
eine Entscheidung zu treffen, ob öffentliche Belange durch das Vorhaben beeinträchtigt werden. Insbesondere ist 
hier auf dem Immissionsschutz und Belange des Naturschutzes einzugehen. 
 
Beschluss: 3 : 3 (Antrag somit abgelehnt) 
 
Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Baunach stimmt den Bauantrag zur Errichtung eines 
überdachten Holzunterstandes auf dem Grundstück der Gemarkung Baunach, Fl.Nr. 2272, 96148 
Baunach, Bahnhofstraße 28 vorbehaltlich der Nichtbeeinträchtigung öffentlicher Belange nach §35 Abs. 3 
BauGB zu. 
 
Das Landratsamt Bamberg wird gebeten, den Sachverhalt zu überprüfen und eine Entscheidung zu 
treffen, ob öffentliche Belange durch das Vorhaben beeinträchtigt werden. Insbesondere ist hier auf dem 
Immissionsschutz und Belange des Naturschutzes einzugehen. 
 
 

 2. Bekanntgabe von Bauanträgen, die im Genehmigungsfreistellungsverfahren behandelt wurden 

  

 

 3. Behandlung von Tagesordnungspunkten, die vom Stadtrat verwiesen wurden 
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 4. Sonstiges - Anfragen gemäß § 32 GeschO 

  

 

 4.1. Straßenreinigung - Kehrmaschine 

  

Stadtrat Dumsky regte an, dass man vor dem Winter die Hauptverkehrsstraßen mit der Kehrmaschine nochmals 
gereinigt werden. Der Vorsitzende gibt an, dass die Kehrmaschine bereits in der letzten Woche im Bereich der 
Hauptstraße B 279 eingesetzt wurde. Im laufe der nächsten Wochen werde auch die Würzburger Straße 
gereinigt werden. 
 
 

 4.2. Zustand Grundstücke Industriegebiet und Alois-Schenk-Straße 

  

Stadtrat Dumsky bemängelt den Bewuchs einiger privater Grundstücke. Der Vorsitzende gibt an, dass die 
Grundstückseigentümer bereits seitens der Verwaltung angeschrieben wurden. 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende: 
 
 
 
Roppelt 
Erster Bürgermeister 
 
 
 
 
 


